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Referendum gegen den Kantonsratsbeschluss zum Varianten-
entscheid und Planungskredit Hochwassersicherheit im Sarne-
raatal: Verzögerung der Planung und Ausführung 

Die Umsetzung des Kantonsratsbeschlusses zu den Massnahmen zur 

Verbesserung der Hochwassersicherheit im Sarneraatal mit Varian-

tenentscheid und Planungskredit und die entsprechenden Planungs-

arbeiten verzögern sich, nachdem dagegen ein Referendumsgehren 

zustandegekommen ist. Die Volksabstimmung über das Referen-

dumsbegehren wird auf den 25. November 2007 angesetzt. 

Das Referendumsbegehren ist mit 117 beglaubigten Unterschriften 

zustande gekommen. In der Folge müssen die Ausschreibung ge-

mäss den bereits vorbereiteten Grundlagen sowie die eigentliche Pla-

nung der beschlossenen Variante I zurückgestellt werden, bis der 

Volksentscheid vorliegt. Davon nicht betroffen sind die Erarbeitung 

des Notfallkonzepts Überlastfall, die Planung der vorgezogenen Ob-

jektschutzmassnahmen Industrie Sarnen sowie die hydrogeologi-

schen Untersuchungen.  

In diesen drei Bereichen laufen unabhängig vom Volksentscheid be-

ziehungsweise vom auszuführenden Projekt die vergebenen Pla-

nungsaufträge, welche unabhängig der Variantenwahl dringend 

durchgeführt werden müssen, weiter, nämlich:  

• die hydrogeologische Untersuchung zur Beurteilung von was-

serbaulichen Massnahmen an der Sarneraa, zur Beurteilung 

der Grundwassersicherheit bestehender und künftiger Ge-

bäude in der Industriezone sowie der Grundwasserverhältnis-

se in Bezug auf die künftigen Regulierungsmassnahmen des 

Sarnersees und der Sarneraa 

• die Massnahmen zur Reduktion der Risiken bis zum Projekt-

abschluss und zur Regelung des Überlastfalls als vorgezoge-

ne Massnahmen unabhängig von der Wahl der technischen 

Hochwasserschutzvariante (Notfallkonzept) 
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• die vorgezogenen Objektschutzmassnahmen wie eine etwa 

650 m lange rechtsufrige Schutzwand bzw. einen Schutz-

damm zwischen Sarneraa und Zentralbahn-Trassee unter-

halb der Einmündung des Foribachs zur Verhinderung des 

Ausuferns der Sarneraa ins rechtsseitige Industriegebiet 

 


